Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2369 


Große Anfrage 

der Fraktionen der SPD, FDP 


betr. Technologiepolitik 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Schwerpunkte will die Bundesregierung im Gesamt- 
bereich der Technologie in den nächsten Jahren setzen, um 
die technologische Leistungsfähigkeit der Bundesrepublik 
Deutschland zu steigern? 

2. Wie will die Bundesregierung eine wirksame Zusammen- 
arbeit von Staat, Wirtschaft und Wissenschaft im Bereich 
der Technologie fördern (Leistungskontrolle, Beratung der 
Regierung, Mitbestimmung, Zusammenwirken von Hoch- 
schulforschung und technologischer Entwicklung, Grund- 
lagenforschung, Beteiligung der Öffentlichkeit)? 

3. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung für eine 
Verstärkung der internationalen, insbesondere der euro- 
päischen Zusammenarbeit im technologischen Bereich? 

4. Wie können die Ergebnisse der technologischen Forschung 
und Entwicklung der Gesellschaft nutzbar gemacht werden 
(Kriterien für die staatliche Förderung, Umweltschutz, Zu- 
gang zu Entwicklungsergebnissen)? 


Bonn, den 23. Juni 1971 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Alleinvertiieb: Verlag Di. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg l, 
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Begründung 

Bei der Diskussion um die notwendigen Reformen im Bildungs- 
und Ausbildungswesen der Bundesrepublik ist in der Öffent- 
lichkeit hin und wieder der unbegründete Eindruck entstanden, 
als vernachlässige die Bundesregierung die Technologieförde- 
rung zugunsten der Bildungspolitik. 

Die staatliche Technologieförderung als Voraussetzung auch 
für die ökonomische Fortentwicklung, für steigende Produkti- 
vität, internationale Konkurrenzfähigkeit und damit für einen 
wachsenden allgemeinen und persönlichen Wohlstand, bedarf 
selbstverständlich der gleichen Beachtung wie die Bildungs- 
politik. In seiner Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 
stellte Bundeskanzler Willy Brandt daher Wissenschaft und 
Forschung neben Bildung und Ausbildung gleichrangig an die 
Spitze der Reformen. 

In Anbetracht der weltweiten Diskussion um rationale Krite- 
rien der Forschungspolitik, um Umfang und Akzentuierung der 
Wissenschaftsförderung muß aber nach den Kriterien zukünf- 
tiger Technologiepolitik gefragt werden. 

Es muß insbesondere sichergestellt werden, daß die Techno- 
logiepolitik früherer Bundesregierungen, die keine langfristigen 
Konzeptionen und präzisen Zielschreibungen kannte, zugunsten 
eines auf Schwerpunkte konzentrierten, langfristigen und über- 
schaubaren Einsatzes öffentlicher Mittel. Zug um Zug aufge- 
geben wird. Schon in der Regierungserklärung vom 28. Oktober 
1969 wurde gefordert, Methoden des politischen Entscheidungs- 
prozesses über Forschungsschwerpunkte zu entwickeln, die da- 
mals kaum in Ansätzen vorhanden waren. Ferner müssen bei 
der zukünftigen Technologiepolitik neue Formen der Zusam- 
menarbeit zwischen Staat, Wirtschaft und Wissenschaft ent- 
wickelt werden. 

Die Förderung technologischer Großprojekte und die Nutzan- 
wendung technologischer Erkenntnisse dürfen nicht Selbstzweck 
sein; die Projekte sind vor allem am gesellschaftlichen Nutzen 
zu messen. Dabei ist sicherzustellen, daß die technologischen 
Ergebnisse der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden und 
ihre Verwendung den Erfordernissen humaner Lebensbedin- 
gungen entspricht. 

Die internationale Wettbewerbslage und das Aufkommen neuer 
Technologien, verbunden mit einer steigenden Kostenbelastung 
für die nationale Forschungspolitik verlangen eine immer 
engere Zusammenarbeit im europäischen Rahmen. Wichtig ist, 
daß die europäischen Bemühungen um eine technologische Zu- 
sammenarbeit nicht lediglich als Verlängerung oder Ergänzung 
einer nationalen Technologiepolitik betrachtet werden, sondern 
daß eine Integration der verschiedenen Sektoren und eine 
Integration der nationalen und internationalen Technologie- 
politik erfolgt. 
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